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Türkisches Gericht
hält Deutsche
weiter im Land fest
ISTANBUL (RP) Die deutsche Journa-
listin Mesale Tolu darf auch vier Mo-
nate nach ihrer Entlassung aus der
Untersuchungshaft nicht aus der
Türkei ausreisen. Ein Gericht in Is-
tanbul beschloss, die Ausreisesperre
für die 33-Jährige und ihren Ehe-
mann Suat Çorlu aufrechtzuerhal-
ten. Das Gericht entband Tolu aber
von der wöchentlichen Meldepflicht
bei der Polizei. Der Prozess gegen
Tolu, Çorlu und 25 weitere Angeklag-
te wegen Terrorvorwürfen wird erst
im Oktober fortgesetzt. Tolu sprach
mit Blick auf die Ausreisesperre von
„Schikane“. Die Linken-Fraktionsvi-
ze im Bundestag, Heike Hänsel, die
den Prozess im Gerichtssaal verfolg-
te, sagte, Tolu wolle Beschwerde ge-
gen das Ausreiseverbot einlegen.
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Drittes Opfer der Amokfahrt
von Münster gestorben
MÜNSTER (dpa) Knapp drei Wochen
nach der Amokfahrt von Münster ist
ein weiteres Opfer seinen schweren
Verletzungen erlegen. Damit erhöht
sich die Zahl der Toten auf vier: drei
Opfer und der Täter. Bei dem jetzt
Gestorbenen handelt es sich um ei-
nen 74-jährigen Mann aus dem
westfälischen Hamm, wie ein Poli-
zeisprecher mitteilte. Sechs weitere
Patienten werden nach der Amok-
fahrt noch behandelt, vier davon auf
normalen Stationen, zwei auf Inten-
sivstationen. Diese Opfer seien bei-
de aber nicht in kritischem Zustand,
hieß es bei den Kliniken.

Mit seinem Campingbus war der
48 Jahre alte Jens R. am 7. April in
Münster in eine Menschenmenge in
der Altstadt gerast. Dabei waren zu-
nächst zwei Menschen getötet und

mehr als 20 verletzt worden. Einige
der Verletzten schwebten lange in
Lebensgefahr. Nach der Fahrt hatte
der Deutsche sich selbst erschos-
sen. Zum Motiv und zu den Hinter-
gründen der Tat sind die Ermittlun-
gen noch nicht abgeschlossen.

Die Behörden gehen davon aus,
dass Jens R. in Suizidabsicht han-
delte. Die Behörden in Münster
kannten den späteren Amokfahrer
bereits. Es hatte nach Angaben der
Stadt in den vergangenen Jahren
mehrere, wenngleich kurze Kontak-
te gegeben. Der Vater des 48-Jähri-
gen nimmt an, dass ein psychisches
Leiden seinen Sohn zu der Amok-
fahrt trieb. Diese Krankheit habe
ihn in zwei Welten leben lassen, sag-
te er. Sein Sohn habe an „Verfol-
gungswahn“ gelitten.

Ruhrgebiet: Razzia
gegen Sozialbetrug
mit fingierten Jobs
ESSEN (dpa) Mit einer groß angeleg-
ten Kontrollaktion sind Sozialbehör-
den im Ruhrgebiet gegen Schwarzar-
beit und Sozialbetrug vorgegangen.
Die Aktion richtete sich gegen Be-
schäftigte aus Bulgarien und Rumä-
nien; kontrolliert wurden Arbeits-
plätze und Wohnungen. Dabei sei es
unter anderem um Arbeitsverträge
für Jobs gegangen, die nicht existier-
ten, und um zu Unrecht in Anspruch
genommene Leistungen für Famili-
enangehörige oder Wohnungsein-
richtungen, sagte ein Sprecher der
Arbeitsagentur NRW. Kontrolliert
wurde in Duisburg, Essen, Gelsenkir-
chen und Hagen. Es gehe nicht da-
rum, eine ganze Bevölkerungsgrup-
pe zu stigmatisieren, betonte die
Chefin der Landesarbeitsagentur,
Christiane Schönefeld. Die meisten
Bulgaren und Rumänen nutzten ihre
durch EU-Recht verbürgten Chan-
cen am Arbeitsmarkt. Viele arbeite-
ten in sozialversicherungspflichti-
gen festen Jobs. Daneben gebe es
aber Betrug, der oft durch kriminelle
Netzwerke organisiert werde.Merkel stellt sich auf US-Strafzölle ein

Heute trifft die Kanzlerin Präsident Donald Trump. Die Zweifel wachsen, ob sich der Handelskonflikt
noch entschärfen lässt. Ab Dienstag drohen hohe US-Importzölle auf Stahl und Aluminium.
VON KRISTINA DUNZ
UND BIRGIT MARSCHALL

WASHINGTON/BERLIN Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) stellt sich
auf eine Eskalation des Handels-
streits zwischen US-Präsident Do-
nald Trump und der EU ein. Vor Mer-
kels Treffen mit Trump heute in Wa-
shington teilten deutsche Diploma-
ten in Berlin mit, dass die Ausnah-
meregelungen für die EU bei den
neuen US-Strafzöllen auf Stahl- und
Aluminium-Importe wohl nicht über
den 1. Mai hinaus verlängert wür-
den. Allerdings hielt man in Berlin
auch noch ein Einlenken Trumps in
letzter Minute für möglich.

Sie rechne weiter mit einer Ver-
längerung der Ausnahmeregelung
für die EU-Länder, betonte die EU-
Kommission in Brüssel, die für die
Verhandlungen zuständig ist. Die
US-Regierung habe von der EU bis
zum 1. Mai eine gemeinsame Erklä-
rung mit genaueren Eckpunkten
über bilaterale Handelsverhandlun-
gen verlangt, um die Ausnahmere-
gelung zu verlängern, berichtete die
„Frankfurter Allgemeine“.

Die Erwartungen an den Arbeits-
besuch der Kanzlerin wurden dras-

tisch nach unten geschraubt. Kurz
zuvor hatte Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron in Washington
vermutet, Trump werde auch nicht
am Atomabkommen mit dem Iran
festhalten. Es war 2015 unter ande-
rem von Trumps Vorgänger Barack
Obama ausgehandelt worden.

Damit könnten die Besuche der
beiden Europäer bei Trump ins Lee-
re laufen. Lange waren die transat-
lantischen Beziehungen nicht mehr
so schlecht. Merkel will an Trump
appellieren, die Einführung von
Strafzöllen – bislang treffen die US-
Maßnahmen vor allem China – für
die EU weiter zu verschieben und
zunächst über alle Industriezölle zu
sprechen. Deutschland sei nicht der
Auffassung, dass die Zölle etwa bei
Autos gegenüber den USA unfair
seien, hieß es in Berlin. Es sei aber
legitim, alte Vereinbarungen zu
überarbeiten und fortzuentwickeln.
Dann müsse allerdings alles auf den
Tisch – auch solche Produkte, die
mit hohen US-Zöllen belegt seien,
etwa Schuhe. Die EU drohte bereits
ihrerseits mit Schutzzöllen auf US-
Produkte wie Whisky und Jeans.

Selten war vor einer US-Reise der
Kanzlerin die Kritik in Berlin an Wa-

shington so deutlich. Diplomaten
äußerten Zweifel an Trumps Ver-
ständnis von Wirtschaftspolitik,
weil er Importe als schädlich dar-
stelle. Kein Ökonom sei dieser An-
sicht, hieß es. Es wurde darauf ver-
wiesen, dass zwar die deutsche Au-
toindustrie 480.000 Personenwagen
jährlich in die USA liefere, aber aus
ihren Werken in den USA mit Hun-
derttausenden Arbeitsplätzen wie-

derum 493.000 Autos in die Welt ex-
portiere. Deutsche Autos würden
gekauft, weil sie attraktiv seien. Pro-
tektionismus und Angriffe auf den
Freihandel seien für alle Seiten ge-
fährlich, auch für die USA.

Die Wirtschaft reagierte besorgt.
Als Exportnation wäre Deutschland
besonders betroffen. Beeinträchti-
gungen im Handel könnten den
Konjunkturaufschwung früher be-
enden als erwartet. „In Deutschland
hängt jeder vierte Arbeitsplatz am
Export. In der Industrie ist es sogar
mehr als jeder zweite“, sagte der
Präsident des Industrieverbandes
BDI, Dieter Kempf.

Außenhandelspräsident Holger
Bingmann hält Vergeltungsmaßnah-
men für falsch. „Selbst wenn die Aus-
nahme von den Strafzöllen für EU-
Unternehmen keinen Bestand ha-
ben sollte, warnen wir davor, mit EU-
Ausgleichszöllen dagegenzuhalten“,
sagte Bingmann. Gleichzeitig wand-
te er sich gegen undurchsichtige Ab-
sprachen: „Es darf nicht zu einem
windigen Hinterzimmer-Deal kom-
men, der in der Konsequenz die Ell-
bogen-Politik von Trump belohnt.“
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Verteidiger: Höchstens zehn
Jahre Haft für Beate Zschäpe

MÜNCHEN (her) Die Wahlverteidiger
der Hauptangeklagten im NSU-Pro-
zess, Beate Zschäpe, haben zum Ab-
schluss ihres Plädoyers eine maxi-
male Haftstrafe von zehn Jahren für
ihre Mandantin gefordert. Sie sei für
keinen der Morde der rechtsextre-
men Terrorgruppe verantwortlich,
sagten sie gestern vor dem Oberlan-
desgericht München. Zschäpe kön-
ne nur wegen besonders schwerer
Brandstiftung und Beihilfe zu Raub-
überfällen verurteilt werden. Die
Bundesanwaltschaft hat Zschäpe
als Mittäterin des zehnfachen Mor-
des angeklagt und verlangt lebens-
lange Haft sowie anschließende Si-
cherungsverwahrung.

Zschäpes Anwälte Hermann Bor-
chert und Mathias Grasel argumen-
tierten damit, dass der Bundesge-

richtshof in einigen Fällen hohe
rechtliche Hürden für eine Verurtei-
lung als Mittäterin gestellt hat. Als
solche würde Zschäpe, auch ohne
selbst am Tatort gewesen zu sein, als
Mörderin bestraft. Die Morde und
Anschläge seien allein von Uwe
Mundlos und Uwe Böhnhardt ge-
plant und begangen worden, sagten
die Anwälte. Der Wunsch, jeman-
den zur Rechenschaft zu ziehen, sei
zwar nachvollziehbar, aber: „Der
Rechtsstaat wird es aushalten müs-
sen, dass es Verbrechen gibt, für die
die eigentlichen Täter nicht mehr
belangt werden können“, sagte Gra-
sel. Es könne nicht gelten: „Den
Letzten beißen die Hunde.“

Im Prozess werden nun die Plä-
doyers von Zschäpes Pflichtvertei-
digern erwartet.

Termin Die Bundeskanzlerin ist
gestern zu ihrem Arbeitsbesuch
beim US-Präsidenten abgereist.
Das Treffen im Weißen Haus ist auf
rund drei Stunden angesetzt –
Frankreichs Präsident Emmanuel
Macron war drei Tage in den USA.

Ablauf Merkel wird am späten
Vormittag Ortszeit zu einem Ge-
spräch mit Trump zusammenkom-
men. Danach gibt es ein Essen und
eine Pressekonferenz. Am frühen
Abend fliegt Merkel zurück.

Ein Blitzbesuch
im Weißen Haus
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Grenell wird neuer
US-Botschafter in Berlin
WASHINGTON (dpa) 15 Monate lang
war der Posten nicht besetzt, jetzt
haben die USA mit Richard Grenell
wieder einen Botschafter in
Deutschland. Der US-Senat bestä-
tigte Präsident Donald Trumps Kan-
didaten für Berlin mit 56 zu 42 Stim-
men. Auch sechs Demokraten
stimmten für den 51-Jährigen.
Trump hatte Grenell im September
nominiert, aber die Bestätigung im
Senat hatte sich hingezogen. Die
USA hatten seit dem Abgang von
John Emerson im Januar 2017 kei-
nen Botschafter in Berlin gehabt.

Nordkoreas Testgelände
für Atomwaffen zerstört?
PEKING (dpa) Nordkorea ist nach An-
sicht chinesischer Geologen derzeit
nicht zu Atomtests auf seiner Anlage
im Nordosten des Landes in der
Lage. Der Berg über der Anlage sei
nach dem letzten Atomtest im Sep-
tember eingestürzt, berichteten die
Wissenschaftler der Chinesischen
Universität der Wissenschaften und
Technik in einer Studie. Experten
der auf Nordkorea spezialisierten
US-Nachrichtenseite „38 North“ wi-
dersprachen der Darstellung.
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WILLEM-ALEXANDER UND MÁXIMA
Warum die demokratischen Niederländer
ihr Königspaar so lieben. Seite B 12

ADDUKTORENVERLETZUNG
Der DFB bangt um den Abwehrchef:
Bayerns Jérôme Boateng droht das
WM-Aus. Seite B 5

DÜSSELDORF
LOKALES
Lärmmessungen
bei Ed Sheeran

Wenn Ed Sheeran am 22. Juli
in Düsseldorf auftritt, wird ein
Fachbüro die Lärmbelastung
messen. Die Daten sollen in
die Entscheidung einfließen,
wie das neue Open-Air-Gelän-
de an der Messe genutzt wird.
SEITE D2

UMWELT
Woher die Stadt
ihr Wasser hat
Wenn man den Hahn auf-
dreht, fließt es überall im
Stadtgebiet reichlich heraus –
doch wie kommt das kühle
Nass zu uns?
SEITE D2

SPORT
Fortuna kämpft
um Leihspieler
Die volle Konzentration gilt
dem Dresden-Spiel, mit dem
der Aufstieg gelingen könnte.
SEITE B7

ZITAT

„Wer aufhört zu träu-
men, wird ganz schnell
alt.“
Nana Mouskouri (83), griechische
Sängerin und Politikerin

WETTER
Trocken, oft sonnig
mit ein paar Wolken

Nachmittag Vormittag 
°° 166

Die Bundespolizei hat kürzlich
eine illegale Technoparty auf dem
Gelände eines ungenutzten Güter-
bahnhofs in Leipzig aufgelöst, weil
sich Anwohner über den Lärm be-
schwert hatten. Das wirft Fragen
auf: Warum nicht lieber in der
Hauptstadt feiern – da soll es einen
Flughafen geben, an dem man sich
über ein bisschen Leben in der
Bude freuen würde. Wie lange
muss dieser Bahnhofsteil außer-
dem verlassen sein, damit sich die
Anwohner noch über das Gewum-
mer von Musik aufregen? Galt die
Bahncard 25 nur auf den Eintritts-
preis oder auch auf Getränke?
Und: Wie heftig wird der Abend
wohl entgleist sein, dass die Polizei
eingreift? Na ja, Techno-Party
eben. Vermutlich war’s höchste
Eisenbahn. nic
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